
  Beilage zu Verf-2013-225598/87 

  Seite 1 

Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der  

Oö. USchG-Novelle 2019 

 

 

Landesgesetz vom 4. Juli 1996 über Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und den 

Zugang zu Informationen über die Umwelt  

(Oö. Umweltschutzgesetz 1996 - Oö. USchG) 

 

 

I. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Ziele und Geltungsbereich 

(1) Ziel dieses Landesgesetzes ist es, im Sinn des Art. 9 Oö. L-VG einen Beitrag zum 

Schutz der natürlichen Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen, der Tiere und Pflanzen 

vor schädlichen Einwirkungen (Umweltschutz) zu leisten. Wesentliche Bedeutung kommen in 

diesem Zusammenhang der Information der Öffentlichkeit über die Umwelt zu, insbesondere 

durch 

 1. Gewährleistung des Rechts auf freien Zugang zu den bei den informationspflichtigen 

Stellen vorhandenen oder für diese bereitgehaltenen Umweltinformationen; 

 2. Förderung der systematischen und umfassenden Verfügbarkeit und Verbreitung von 

Umweltinformationen. Zu diesem Zweck werden nach Maßgabe vorhandener Mittel 

bevorzugt elektronische Kommunikationsmittel eingesetzt. 

(1a) Besonderes Ziel des IV. Abschnitts dieses Landesgesetzes ist die integrierte 

Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung infolge der im Abs. 2a genannten 

Tätigkeiten durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden und die Abfallvermeidung. 

Wesentliche Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der Aufgabe zu, schädlichen 

Auswirkungen von Umgebungslärm im Freien, dem Menschen durch Aktivitäten auf Geländen 

für industrielle Tätigkeiten ausgesetzt sind, auf die menschliche Gesundheit sowie 

unzumutbaren Belästigungen durch diesen Umgebungslärm vorzubeugen oder 

entgegenzuwirken.  

(1b) Besonderes Ziel des V. Abschnitts dieses Landesgesetzes ist die Verhütung schwerer 

Unfälle mit gefährlichen Stoffen sowie die Begrenzung der Unfallfolgen für Mensch und 

Umwelt im Zusammenhang mit Betrieben, in denen gefährliche Stoffe in den in diesem 

Landesgesetz geregelten Mengen vorhanden sind. 

(2) Bei der Vollziehung dieses Landesgesetzes sind insbesondere anzustreben 

 1. die Vermeidung von Abfällen, 

 2. die Beseitigung und Verwertung von Abfällen an geeigneten Standorten durch 

geeignete Methoden, 

 3. die Vermeidung und Bekämpfung der Luftverschmutzung, 

 4. die Vermeidung und Bekämpfung des Lärms, 

 5. die Pflege der biologischen Umwelt, 
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 6. die Vermeidung und Bekämpfung von Verunreinigungen des Bodens und der 

Gewässer. 

(2a) Der IV. Abschnitt dieses Landesgesetzes gilt für: 

 1. Feuerungsanlagen oder Gasturbinen mit einer Feuerungswärmeleistung von 50 MW 

oder mehr; 

 2. Anlagen zum Schlachten von Tieren mit einer Schlachtkapazität (Tierkörper) von mehr 

als 50 t/d; 

 3. Anlagen zur Behandlung und Verarbeitung von Milch mit einer eingehenden 

Milchmenge (Jahresdurchschnitt) von mehr als 200 t/d; 

 4. Anlagen zur Beseitigung oder Verwertung von Tierkörpern oder tierischen Abfällen mit 

einer Verarbeitungskapazität von mehr als 10 t/d; 

 5. Anlagen zur Intensivhaltung oder -aufzucht von Geflügel mit mehr als 40.000 Plätzen; 

 6. Anlagen zur Intensivhaltung oder -aufzucht von Schweinen mit mehr als 2.000 Plätzen 

für Mastschweine (Schweine über 30 kg) oder 750 Plätzen für Säue; 

 7. sonstige Anlagen, die in der Anlage 3 zur Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), 

BGBl.Nr. 194/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2015, 

angeführt sind und nicht gewerblich betrieben werden. 

(2b) Bei Anlagen zur Intensivhaltung oder -aufzucht gemäß § 1 Abs. 2a Z 5 und 6 werden 

bei gemischten Beständen die Prozentsätze der jeweils erreichten Platzzahlen addiert; ab 

einer Summe von mehr als 100 % liegt eine IPPC-Anlage im Sinn des § 1a Abs. 2 Z 4 vor. 

(2c)(2b) Der Va. Abschnitt gilt für Anlagen nach Abs. 2a sowie sonstige ortsfeste 

technische Einheiten, in denen Tätigkeiten durchgeführt werden, die Auswirkungen auf die 

Emissionen und die Umweltverschmutzung haben können.  

(3) Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der Zuständigkeitsbereich des 

Bundes berührt wird, sind sie so auszulegen, dass sich keine über die Zuständigkeit des 

Landes hinausgehende Wirkung ergibt. Der IV., V., Va. und VI. Abschnitt dieses 

Landesgesetzes gilt jedenfalls nicht für Anlagen (§ 1a Abs. 2 Z 4) und Betriebe (§ 1a Abs. 4 Z 

1), die der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2015, dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBl. 

I Nr. 102/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2015, dem 

Mineralrohstoffgesetz (MinroG), BGBl. I Nr. 38/1999, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 80/2015, oder dem Emissionsschutzgesetz für Kesselanlagen, EG-K 2013, BGBl. 

I Nr. 127/2013, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2015, unterliegen.  

(4) Soweit in diesem Landesgesetz personenbezogene Begriffe verwendet werden, 

kommt ihnen keine geschlechtsspezifische Bedeutung zu. Sie sind bei der Anwendung auf 

bestimmte Personen in der jeweils geschlechtsspezifischen Form zu verwenden. 

§ 1a 

Begriffe 

(1) Im Sinn des V. und des Va. Abschnitts dieses Landesgesetzes bedeutet: 

Stand der Technik: der auf den einschlägigen wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende 

Entwicklungsstand fortschrittlicher technologischer Verfahren, Einrichtungen, Bau- oder 

Betriebsweisen, deren Funktionstüchtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des 

Standes der Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen, Bau- oder 
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Betriebsweisen heranzuziehen und ist die Verhältnismäßigkeit zwischen dem Aufwand für die 

in der jeweiligen Tätigkeitskategorie erforderlichen technischen Maßnahmen und dem dadurch 

bewirkten Nutzen für die jeweils zu schützenden Interessen zu berücksichtigen. 

(2) Im Sinn des IV. Abschnitts dieses Landesgesetzes bedeutet: 

 1. Betreiberin bzw. Betreiber: jede natürliche oder juristische Person, die die Anlage 

vollständig oder teilweise betreibt oder besitzt oder der die ausschlaggebende 

wirtschaftliche Verfügungsmacht über deren technischen Betrieb übertragen worden 

ist; 

 2. Stoff: chemische Elemente und ihre Verbindungen, ausgenommen radioaktive Stoffe 

gemäß Art. 1 der Richtlinie 96/29/Euratom des Rates vom 13. Mai 1996, genetisch 

veränderte Mikroorganismen gemäß Art. 2 Buchstabe b der Richtlinie 2009/41/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 und genetisch veränderte 

Organismen gemäß Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 12. März 2001; 

 3. Umweltverschmutzung: die durch menschliche Tätigkeiten direkt oder indirekt 

bewirkte Freisetzung von Stoffen, Erschütterungen, Wärme oder Lärm in Luft, Wasser 

oder Boden, die der menschlichen Gesundheit oder der Umweltqualität schaden oder 

zu einer Schädigung von Sachwerten bzw. zu einer Beeinträchtigung oder Störung von 

Annehmlichkeiten und anderen legitimen Nutzungen der Umwelt führen können; 

 4. Anlage (IPPC-Anlage): eine ortsfeste technische Einheit, in der eine oder mehrere der 

im § 1 Abs. 2a genannten Tätigkeiten sowie andere unmittelbar damit verbundene 

Tätigkeiten am selben Standort durchgeführt werden, die mit den im § 1 Abs. 2a 

genannten Tätigkeiten in einem technischen Zusammenhang stehen und die 

Auswirkungen auf die Emissionen und die Umweltverschmutzung haben können; diese 

Voraussetzung ist auch dann erfüllt, wenn verschiedene Betreiber am selben Standort 

oder im unmittelbaren Nahbereich gleichartige im § 1 Abs. 2a genannte oder andere 

unmittelbar damit verbundene Tätigkeiten durchführen, sofern ein räumlicher 

Zusammenhang zwischen den Anlagenteilen besteht und Anlagenteile gemeinsam 

genutzt werden; 

 5. Emission: die von Punktquellen oder diffusen Quellen der Anlage ausgehende direkte 

oder indirekte Freisetzung von Stoffen, Erschütterungen, Wärme oder Lärm in die Luft, 

das Wasser oder den Boden; 

 6. Änderung: eine Änderung der Beschaffenheit oder der Funktionsweise oder eine 

Erweiterung der Anlage, die Auswirkungen auf die Umwelt haben kann; 

 7. Wesentliche Änderung: eine Änderung der Beschaffenheit oder der Funktionsweise 

oder eine Erweiterung der Anlage, die erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die 

menschliche Gesundheit oder die Umwelt haben kann; als wesentliche Änderung gilt 

jedenfalls eine Änderung, die für sich genommen einen im § 1 Abs. 2a festgelegten 

Schwellenwert erreicht; 

 8. Nachbarn: alle Personen, die durch die Errichtung, den Bestand oder den Betrieb einer 

Anlage gefährdet oder belästigt oder deren Eigentum oder sonstige dingliche Rechte 

gefährdet werden könnten. Als Nachbarn gelten nicht Personen, die sich 

vorübergehend in der Nähe der Anlage aufhalten und nicht im Sinn des vorherigen 
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Satzes dinglich berechtigt sind. Als Nachbarn gelten jedoch die Inhaber von 

Einrichtungen, in denen sich, wie etwa in Beherbergungsbetrieben, Krankenanstalten 

und Heimen, regelmäßig Personen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes 

dieser Personen, und die Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der Schüler, 

der Lehrer und der sonst in Schulen ständig beschäftigten Personen; 

 9. Emissionsgrenzwert: die im Verhältnis zu bestimmten spezifischen Parametern 

ausgedrückte Masse, die Konzentration und/oder das Niveau einer Emission, die in 

einem oder mehreren Zeiträumen nicht überschritten werden dürfen; die 

Emissionsgrenzwerte für Schadstoffe gelten an dem Punkt, an dem die Emissionen die 

Anlage verlassen, wobei eine etwaige Verdünnung vor diesem Punkt bei der 

Festsetzung der Grenzwerte nicht berücksichtigt wird; 

 10. Umgebungslärm: jene zu unzumutbaren Belastungen beitragenden Geräusche im 

Freien, die von menschlichen Aktivitäten verursacht werden und von Geländen für 

industrielle Tätigkeiten ausgehen. Lärm, der von betroffenen Personen selbst 

verursacht wird, sowie Lärm innerhalb von Wohnungen, Nachbarschaftslärm, Lärm am 

Arbeitsplatz, in Verkehrsmitteln oder Lärm, der auf militärische Tätigkeiten in 

militärischen Gebieten zurückzuführen ist, ist kein Umgebungslärm; 

 11. Lärmindizes 

 - „Lden“ (Tag-Abend-Nacht-Lärmindex) für die allgemeine Belastung, 

 - „Lday“ (Taglärmindex) für die Belastung während des Tages, 

 - „Levening“ (Abendlärmindex) für die Belastung während des Abends und 

 - „Lnight“ (Nachtlärmindex) für die Belastung in der Nacht: 

bezeichnen die gemittelte Lärmbelastung für die genannten Tageszeitabschnitte in 

Dezibel (dB), unter Bezugnahme auf einschlägige Normen oder Bewertungsmethoden; 

diese Bewertungsmethoden werden durch Verordnung gemäß § 38f festgelegt; 

 12. Ballungsraum Linz: die Gemeindegebiete von Linz und Traun; 

 13. Ruhige Gebiete: Gebiete, die auf Grund ihrer jeweiligen Ausweisung einen 

besonderen Schutzanspruch in Bezug auf Umgebungslärm, der gegebenenfalls mit 

einem geeigneten Lärmindex im Zusammenhang steht, aufweisen; 

 14. Gelände für industrielle Tätigkeiten: Gelände von Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 2a; 

 15. Strategische Teil-Umgebungslärmkarte: Karte zur Gesamtbewertung der auf die 

Lärmquellen gemäß § 38a zurückzuführenden Lärmbelastung in einem bestimmten 

Gebiet oder zur Gesamtprognose für ein solches Gebiet; unter Darstellung von 

Informationen über die aktuelle oder voraussichtliche Umgebungslärmsituation anhand 

eines Lärmindexes mit der Beschreibung der Überschreitung der einschlägigen 

Schwellenwerte, der Anzahl der betroffenen Personen in einem bestimmten Gebiet und 

der Anzahl der Wohnungen, die in einem bestimmten Gebiet bestimmten Werten eines 

Lärmindexes ausgesetzt sind; 

 16. Schwellenwerte für die Aktionsplanung: jene Werte, getrennt nach Schallquelle und 

Lärmindex, bei deren Überschreitung Maßnahmen in den Teil-Aktionsplänen, 

insbesondere nach Maßgabe dieses Landesgesetzes, in Erwägung zu ziehen oder 

einzuführen sind; diese Werte werden durch Verordnung gemäß § 38f festgelegt; 
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 17. Grenzwerte für Umgebungslärm: die in den Verwaltungsvorschriften festgelegten 

Werte für Lärmimmissionen im Bezug auf Aktivitäten auf Geländen für industrielle 

Tätigkeiten; 

 18. Teil-Aktionsplan: Plan zur Regelung von Problemen und von Auswirkungen von 

Umgebungslärm, erforderlichenfalls einschließlich der Lärmminderung, gegebenenfalls 

auch für Maßnahmen zum Schutz ruhiger Gebiete; 

 19. Beste verfügbare Techniken (BVT): der effizienteste und fortschrittlichste 

Entwicklungsstand der Tätigkeiten und entsprechenden Betriebsmethoden, der 

bestimmte Techniken als praktisch geeignet erscheinen lässt, als Grundlage für die 

Emissionsgrenzwerte und sonstige Genehmigungsauflagen zu dienen, um Emissionen 

in und Auswirkungen auf die gesamte Umwelt zu vermeiden oder, wenn dies nicht 

möglich ist, zu vermindern: 

 a) Techniken: sowohl die angewandte Technologie als auch die Art und Weise, wie die 

Anlage geplant, gebaut, gewartet, betrieben und stillgelegt wird; 

 b) Verfügbare Techniken: die Techniken, die in einem Maßstab entwickelt sind, der 

unter Berücksichtigung des Kosten/Nutzen-Verhältnisses die Anwendung unter in 

dem betreffenden industriellen Sektor wirtschaftlich und technisch vertretbaren 

Verhältnissen ermöglicht, gleich, ob diese Techniken in Österreich verwendet oder 

hergestellt werden, sofern sie zu vertretbaren Bedingungen für den Betreiber 

zugänglich sind; 

 c) Beste: die Techniken, die am wirksamsten zur Erreichung eines allgemein hohen 

Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt sind; 

 20. BVT-Merkblatt: ein aus dem gemäß Art. 13 der Richtlinie 2010/75/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über 

Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der 

Umweltverschmutzung), ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010, S 17, organisierten 

Informationsaustausch hervorgehendes Dokument, das für bestimmte Tätigkeiten 

erstellt wird und insbesondere die angewandten Techniken, die derzeitigen Emissions- 

und Verbrauchswerte, die für die Festlegung der besten verfügbaren Techniken sowie 

der BVT-Schlussfolgerungen berücksichtigten Techniken sowie alle Zukunftstechniken 

beschreibt, wobei den Kriterien im Anhang 3 besonders Rechnung getragen wird; 

 21. BVT-Schlussfolgerungen: ein Dokument, das die Teile eines BVT-Merkblatts mit den 

Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken, ihrer Beschreibung, 

Informationen zur Bewertung ihrer Anwendbarkeit, den mit den besten verfügbaren 

Techniken assoziierten Emissionswerten, den dazugehörigen 

Überwachungsmaßnahmen, den dazugehörigen Verbrauchswerten sowie 

gegebenenfalls einschlägigen Standortsanierungsmaßnahmen enthält; 

 22. Mit den besten verfügbaren Techniken assoziierte Emissionswerte: der Bereich 

von Emissionswerten, die unter normalen Betriebsbedingungen unter Verwendung 

einer besten verfügbaren Technik oder einer Kombination von besten verfügbaren 

Techniken entsprechend der Beschreibung in den BVT-Schlussfolgerungen erzielt 

werden, ausgedrückt als Mittelwert für einen vorgegebenen Zeitraum unter 

spezifischen Referenzbedingungen; 
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 23. Zukunftstechnik: eine neue Technik für eine industrielle Tätigkeit, die bei gewerblicher 

Nutzung entweder ein höheres allgemeines Umweltschutzniveau oder zumindest das 

gleiche Umweltschutzniveau und größere Kostenersparnisse bieten könnte als 

bestehende beste verfügbare Techniken; 

 24. Gefährliche Stoffe: Stoffe oder Gemische gemäß Art. 3 der Verordnung (EG) 

Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 

über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, ABl. 

Nr. L 353 vom 31.12.2008, S 1; 

 25. Bericht über den Ausgangszustand: Informationen über den Stand der 

Verschmutzung des Bodens durch die relevanten gefährlichen Stoffe; 

 26. Boden: die oberste Schicht der Erdkruste, die sich zwischen dem Grundgestein und 

der Oberfläche befindet. Der Boden besteht aus Mineralpartikeln, organischem 

Material, Wasser, Luft und lebenden Organismen; 

 27. Umweltinspektionen: alle Maßnahmen, einschließlich Besichtigungen vor Ort, 

Überwachung der Emissionen und Überprüfung interner Berichte und Folgedokumente, 

Überprüfung der Eigenkontrolle, Prüfung der angewandten Techniken und der Eignung 

des Umweltmanagements der Anlage, die von der Behörde oder in ihrem Namen zur 

Prüfung und Förderung der Einhaltung des Genehmigungskonsenses durch die 

Anlagen und gegebenenfalls zur Überwachung ihrer Auswirkungen auf die Umwelt 

getroffen werden; 

 28. Geflügel: Hühner, Truthühner, Perlhühner, Enten, Gänse, Wachteln, Tauben, Fasane 

und Rebhühner, die für die Zucht, die Erzeugung von Fleisch oder Konsumeiern oder 

die Aufstockung von Wildbeständen in Gefangenschaft aufgezogen oder gehalten 

werden; 

 29. Betroffene Öffentlichkeit: die von einer Entscheidung über die Erteilung oder 

Aktualisierung einer Genehmigung oder von Genehmigungsauflagen betroffene oder 

wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit (natürliche oder juristische Personen) oder die 

Öffentlichkeit (natürliche oder juristische Personen) mit einem Interesse daran; im Sinn 

dieser Begriffsbestimmung haben Umweltorganisationen gemäß § 30 Z 6 und 7 ein 

Interesse. 

(3) Die in den BVT-Merkblättern enthaltenen BVT-Schlussfolgerungen sind als 

Referenzdokumente für die Genehmigung, die wesentliche Änderung und die Anpassung 

(§ 34) von Anlagen mit dem Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 

anzuwenden. Bis zum Vorliegen von BVT-Schlussfolgerungen im Sinn des ersten Satzes 

gelten - mit Ausnahme der Festlegung von Emissionsgrenzwerten gemäß § 27a Abs. 1 und 2 

- Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken aus BVT-Merkblättern, die von 

der Europäischen Union vor dem 6. Jänner 2011 angenommen worden sind, als 

Referenzdokumente für die Genehmigung oder die wesentliche Änderung von Anlagen.  
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(4) Im Sinn des V. Abschnitts dieses Landesgesetzes bedeutet: 

 1. Betrieb: der gesamte unter der Aufsicht einer Betreiberin bzw. eines Betreibers 

stehende Bereich, in dem gefährliche Stoffe in einer oder in mehreren technischen 

Anlagen vorhanden sind, einschließlich gemeinsamer oder verbundener Infrastrukturen 

und Tätigkeiten; Betriebe sind entweder Betriebe der unteren Klasse (Z 2) oder Betriebe 

der oberen Klasse (Z 3); 

 2. Betrieb der unteren Klasse: ein Betrieb, in dem gefährliche Stoffe in Mengen 

vorhanden sind, die den in Anhang 2 Teil 1 Spalte 2 oder in Anhang 2 Teil 2 Spalte 2 

genannten Mengen entsprechen oder diese überschreiten, aber unter den in Anhang 2 

Teil 1 Spalte 3 oder Anhang 2 Teil 2 Spalte 3 genannten Mengen liegen, wobei 

gegebenenfalls die Additionsregel gemäß den Anmerkungen zu Anhang 2 Z 4 

Anwendung findet; 

 3. Betrieb der oberen Klasse: ein Betrieb, in dem gefährliche Stoffe in Mengen 

vorhanden sind, die den in Anhang 2 Teil 1 Spalte 3 oder in Anhang 2 Teil 2 Spalte 3 

genannten Mengen entsprechen oder diese überschreiten, wobei gegebenenfalls die 

Additionsregel gemäß den Anmerkungen zu Anhang 2 Z 4 Anwendung findet; 

 4. technische Anlage: eine technische Einheit innerhalb eines Betriebs, unabhängig 

davon, ob ober- oder unterirdisch, in der gefährliche Stoffe hergestellt, verwendet, 

gehandhabt oder gelagert werden. Sie umfasst alle Einrichtungen, Bauwerke, 

Rohrleitungen, Maschinen, Werkzeuge, Lager, Privatgleisanschlüsse, Hafenbecken, 

Umschlageinrichtungen, Anlegebrücken oder ähnliche, auch schwimmende, 

Konstruktionen, die für den Betrieb der technischen Anlage erforderlich sind; 

 5. Betreiberin bzw. Betreiber: jede natürliche oder juristische Person, die einen Betrieb 

oder eine technische Anlage betreibt oder kontrolliert; 

 6. gefährliche Stoffe: Stoffe oder Gemische, die im Anhang 2 Teil 1 angeführt sind oder 

die die im Anhang 2 Teil 2 festgelegten Kriterien erfüllen, einschließlich in Form eines 

Rohstoffs, End-, Zwischen- oder Nebenprodukts oder Rückstands; 

 7. Gemisch: ein Gemisch oder eine Lösung, die aus zwei oder mehr Stoffen besteht; 

 8. Vorhandensein gefährlicher Stoffe: das tatsächliche oder vorgesehene 

Vorhandensein gefährlicher Stoffe im Betrieb oder von gefährlichen Stoffen, bei denen 

vernünftigerweise vorhersehbar ist, dass sie bei außer Kontrolle geratenen Prozessen, 

einschließlich Lagerungstätigkeiten, die in einer der technischen Anlagen innerhalb des 

Betriebs anfallen, und zwar in Mengen, die den im Anhang 2 Teil 1 oder Teil 2 

angeführten Mengenschwellen entsprechen oder darüber liegen; 

 9. schwerer Unfall: ein Ereignis, das sich aus unkontrollierten Vorgängen in einem unter 

diesen Abschnitt fallenden Betrieb ergibt (etwa eine Emission, ein Brand oder eine 

Explosion größeren Ausmaßes), das unmittelbar oder später innerhalb oder außerhalb 

des Betriebs zu einer ernsten Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt 

führt und bei dem ein oder mehrere gefährliche Stoffe beteiligt sind; 

 10. Gefahr: das Wesen eines gefährlichen Stoffes oder einer konkreten Situation, das darin 

besteht, der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt Schaden zufügen zu können; 

 11. Risiko: die Wahrscheinlichkeit, dass innerhalb einer bestimmten Zeitspanne oder unter 

bestimmten Umständen eine bestimmte Wirkung eintritt; 
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 12. Lagerung: das Vorhandensein einer Menge gefährlicher Stoffe zum Zweck der 

Einlagerung, der Hinterlegung zur sicheren Aufbewahrung oder der Lagerhaltung. 

II. ABSCHNITT 

Einrichtungen zur Förderung des Umweltschutzes 

§ 8 

Umweltbeirat 

(1) Zur Beratung der Landesregierung in Angelegenheiten des Umweltschutzes (§ 1 

Abs. 1) wird beim Amt der o.ö. Landesregierung ein Umweltbeirat eingerichtet. Der 

Umweltbeirat besteht aus so vielen Mitgliedern, wie jeweils Mitglieder für die ständigen 

Ausschüsse des Landtages (§ 5 Abs. 1 Landtagsgeschäftsordnung) festgesetzt sind. 

(2) Die Sitzungen des Umweltbeirates beruft der Vorsitzende des für 

Umweltangelegenheiten zuständigen Ausschusses des Landtages ein; der Vorsitzende des 

für Umweltangelegenheiten zuständigen Ausschusses des Landtages ist auch Vorsitzender 

des Umweltbeirates. Der Umweltbeirat hat mindestens einmal jährlich zusammenzutreten. 

(3) Die weiteren Mitglieder der einzelnen Sitzungen werden von den Landtagsklubs in 

jenem Verhältnis nach Fraktionen entsandt, das jeweils für die ständigen Ausschüsse des 

Landtages (§ 5 Abs. 1 Landtagsgeschäftsordnung) festgesetzt ist, wobei der Vorsitzende auf 

die Mitglieder seiner Fraktion anzurechnen ist. Die jeweiligen Mitglieder des Umweltbeirates 

müssen selbst nicht dem Landtag angehören. 

(4) Das für die Vollziehung dieses Landesgesetzes zuständige Mitglied der 

Landesregierung und der O.ö. Umweltanwalt nehmen an den Sitzungen des Umweltbeirates 

mit beratender Stimme teil. Der Umweltbeirat kann seinen Sitzungen weitere fachkundige 

Personen und Auskunftspersonen mit beratender Stimme beiziehen. 

(5) Der Bericht der O.ö. Umweltanwaltschaft (§ 4 Abs. 6) und der Landes-Umweltbericht 

(§ 11) sind nach der Vorlage an den Landtag dem Umweltbeirat zur Kenntnis zu bringen. 

(6) Die Mitgliedschaft zum Umweltbeirat ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Die Mitglieder 

haben jedoch Anspruch auf Ersatz der notwendigen Reisekosten. 

(7) Das Nähere über die Vertretung der bzw. des Vorsitzenden, die Voraussetzungen für 

eine ordnungsgemäße Beschlussfassung, insbesondere betreffend Anwesenheits- und 

Zustimmungserfordernisse, sowie die Geschäftsordnung des Umweltbeirates sind vom 

Umweltbeirat mit einfacher Mehrheit zu beschließen. Die bzw. der Vorsitzende stimmt dabei 

mit, wobei bei Stimmengleichheit die Stimme der bzw. des Vorsitzenden entscheidet. Die 

Abstimmung erfolgt durch ein Zeichen mit der Hand. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. 

(7) Das Nähere über die Vertretung des Vorsitzenden, die Voraussetzungen für eine 

ordnungsgemäße Beschlußfassung, insbesondere betreffend Anwesenheits- und 

Zustimmungserfordernisse, sowie die Geschäftsordnung des Umweltbeirates sind durch 

Verordnung der Landesregierung zu regeln. 

IV. ABSCHNITT 

§ 38f 

Verordnungsermächtigung – Umgebungslärm 

Die Landesregierung wird ermächtigt, unter Bedachtnahme auf die Ziele dieses 

Landesgesetzes und die umzusetzenden Regelungen der Europäischen Gemeinschaft sowie 
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auf die Erfahrungen und Erkenntnisse im Bereich des Lärmschutzes, der Lärmminderung und 

der Lärmverhütung durch Verordnung nähere Regelungen festzulegen über 

 1. die Lärmindizes, 

 2. die Bewertungsmethoden für Lärmindizes, 

 3. die Schwellenwerte und Methoden zur Bewertung der gesundheitsschädlichen 

Auswirkungen, 

 4. die Anforderungen für die Ausarbeitung von strategischen Teil-Umgebungslärmkarten 

und von Teil-Aktionsplänen sowie der jeweils im Zusammenhang stehenden 

Mindestinformationen, 

 5. die elektronischen Datenformate für die Übermittlung der strategischen Teil-

Umgebungslärmkarten, Teil-Aktionspläne und Berichte. 

In einer solchen Verordnung kann auch die Verbindlichkeit von technischen Normen und 

Richtlinien, wie sie insbesondere in den Anhängen der Richtlinie 2002/49/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über die Bewertung und 

Bekämpfung von Umgebungslärm, ABl.Nr. L 189 vom 18.7.2002, S. 12, in der Fassung 

der Richtlinie 2015/996/EU der Kommission vom 19. Mai 2015 zur Festlegung 

gemeinsamer Lärmbewertungsmethoden gemäß der Richtlinie 2002/49/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. Nr. L 168 vom 1.7.2015, S 1, oder in 

Europäischen Normen (EN-Normen) enthalten sind, angeordnet werden. 

VII. ABSCHNITT 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 45 

Übergangsbestimmungen 

(1) Anlagen im Sinn des IV. Abschnitts, die vor Ablauf des 7. Jänner 2013 rechtskräftig 

genehmigt worden sind oder für die am 7. Jänner 2013 ein Genehmigungsverfahren anhängig 

war und die spätestens am 7. Jänner 2014 in Betrieb genommen wurden, sind im Rahmen der 

dem 7. Jänner 2014 folgenden nächsten Anpassung der Anlage im Sinn des § 34 

erforderlichenfalls an die in den BVT-Schlussfolgerungen enthaltene beste verfügbare Technik 

anzupassen. 

(2) Werden in einer unter den IV. Abschnitt fallenden Anlage relevante gefährliche Stoffe 

(§ 1a Abs. 2 Z 24) verwendet, erzeugt oder freigesetzt, hat die Anlagenbetreiberin bzw. der 

Anlagenbetreiber mit Blick auf eine mögliche Verschmutzung des Bodens auf dem 

Anlagengelände mit der dem 7. Jänner 2014 folgenden nächsten Anpassung der Anlage im 

Sinn des § 34 einen Bericht über den Ausgangszustand zu erstellen und diesen der Behörde 

vorzulegen. 

(3) Die Inhaberin oder der Inhaber eines zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der 

Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 bestehenden, unter § 39 Abs. 1 fallenden Betriebs, der 

nach der bisher geltenden Rechtslage nicht unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes 

gefallen ist, hat der Behörde die zur Erfüllung des § 40 Abs. 2 erforderlichen Angaben 

unverzüglich, jedenfalls aber innerhalb von drei Monaten nach dem In-Kraft-Treten der Oö. 

Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 zu übermitteln. 

(4) Die Inhaberin oder der Inhaber eines zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der 

Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 bestehenden, unter § 39 Abs. 1 Z 1 fallenden Betriebs, 
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der nach der bisher geltenden Rechtslage nicht unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes 

gefallen ist, hat das Sicherheitskonzept unverzüglich, jedenfalls aber innerhalb von drei 

Monaten nach dem In-Kraft-Treten der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 auszuarbeiten, 

zu verwirklichen und zur Einsicht der Behörde bereitzuhalten. 

(5) Die Inhaberin oder der Inhaber eines zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der 

Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 bestehenden, unter § 39 Abs. 1 Z 2 fallenden Betriebs, 

der nach der bisher geltenden Rechtslage nicht unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes 

gefallen ist, hat den Sicherheitsbericht (§ 40 Abs. 6 und 8) unverzüglich, jedenfalls aber 

innerhalb eines Jahres nach dem In-Kraft-Treten der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 

zu erstellen und der Behörde zu übermitteln. Bis zur Vorlage eines Sicherheitsberichts im Sinn 

des ersten Satzes gelten die einschlägigen Informationen, die der Behörde auf Grund des § 5a 

Abs. 2 Katastrophenhilfsdienst-Gesetz übermittelt wurden, als Sicherheitsbericht. 

(6) Die Inhaberin oder der Inhaber eines zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der 

Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2006 bestehenden, unter § 39 Abs. 1 Z 2 fallenden Betriebs, 

der nach der bisher geltenden Rechtslage nicht unter den V. Abschnitt dieses Landesgesetzes 

gefallen ist, hat einen internen Notfallplan im Sinn des § 40 Abs. 9 unverzüglich, jedenfalls 

aber innerhalb eines Jahres nach dem In-Kraft-Treten der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 

2006 zu erstellen. Bis zur Vorlage eines internen Notfallplanes im Sinn des ersten Satzes 

gelten die einschlägigen Informationen, die der Behörde auf Grund des § 5a Abs. 2 

Katastrophenhilfsdienst-Gesetz übermittelt wurden, als interner Notfallplan. 

(7) Entfallen 

(8) Entfallen 

(9) Für Verfahren nach dem IV., V., Va. und VII. Abschnitt des Oö. Umweltschutzgesetzes 

1996, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2013 bereits 

anhängig sind, bleibt die Behörde zuständig, die vor dem Inkrafttreten der Oö. 

Umweltschutzgesetz-Novelle 2013 zuständig war. 

(10) Für Informationsbegehren, welche zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

Oö. Umweltschutzgesetz-Novelle 2016 noch unerledigt sind, beginnt die Frist zur Erlassung 

eines Bescheids gemäß § 19 Abs. 1 mit dem Inkrafttreten der Oö. Umweltschutzgesetz-

Novelle 2016 zu laufen. 

(11) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Landesgesetzes bereits bestehenden 

Anlagen zur Intensivhaltung oder -aufzucht gemäß § 1 Abs. 2a Z 5 und 6, die durch dieses 

Landesgesetz bewilligungspflichtig werden, bedürfen keiner nachträglichen Bewilligung. 


